
Allgemeine Geschäftsbedingungen der h.r.weiler gmbh 
 
I.Allgemeines  

Die nachstehenden Geschäftsbedingungen sind wesentlicher Bestandteil unserer Angebote und der mit uns abgeschlos-
senen Liefer- oder Werkverträge und gelten uneingeschränkt, soweit wir nicht im Text der Angebotes oder der Auftrags-
bestätigung ausdrücklich eine hiervon abweichende Zusage machen. 
Allgemeine Geschäftsbedingungen der Kunden verpflichten uns nur, wenn wir ihnen ausdrücklich schriftlich zustimmen. 
Eines Widerspruches gegen deren Geltung im Einzelfall bedarf es nicht. Abweichungen, Ergänzungen sowie besondere 
Zusicherungen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Angebote sind für den Auftragnehmer nur 4 Wochen 
verbindlich. 
 

II.Lieferbedingungen  
1. Angebote und Umfang  
1.1. Für die Annahme und Ausführung der Bestellung ist unsere schriftliche Bestätigung maßgeblich.  
1.2. Die zu dem Angebot gehörenden Unterlagen, wie Abbildungen, Zeichnungen, Gewichts- und Maßangaben sind 

maßgebend. Geringe Abweichungen gelten als noch vertragsgemäß. Die Angaben sind eine technische Darstel-
lung. Sie enthalten nur dann und im Einzelfall eine zugesicherte Eigenschaft, sofern dies ausdrücklich gesondert 
schriftlich bestätigt wird.  

1.3. Darüber hinaus behalten wir uns Änderungen und Verbesserungen der Bauart und Ausführung sowie das Eigen-
tums- und Urheberrecht an allen Angebotsunterlagen, Kostenvoranschlägen, Mustern, Zeichnungen und ähnlichen 
Informationen körperlicher und unkörperlicher Art vor; sie vertraulich bezeichnete Informationen und Unterlagen nur 
mit dessen Zustimmung Dritten zugänglich zu machen. 
  

2. Lieferzeit, Lieferverzögerung  
2.1. Die Lieferzeit ergibt sich aus den Vereinbarungen der Parteien. Ihre Einhaltung durch den Lieferer setzt voraus, 

dass alle kaufmännischen und technischen Fragen geklärt sind und der Kunde alle ihm obliegenden Verpflichtun-
gen, wie z.B. Beibringung der erforderlichen Bescheinigungen oder Genehmigungen oder die Leistung einer Anzah-
lung erfüllt hat. Ist dies nicht der Fall, so verlängert sich die Lieferzeit angemessen. Dies gilt nicht, soweit der Liefe-
rer die Verzögerungen zu vertreten hat.  

2.2. Die Einhaltung der Lieferfrist steht unter dem Vorbehalt richtiger und rechtzeitiger Selbstlieferung.  
2.3. Die Lieferfrist ist eingehalten, wenn der Liefergegenstand bis zu ihrem Ablauf das Werk des Lieferers verlassen hat 

oder die Versandbereitschaft gemeldet ist. Soweit eine Abnahme zu erfolgen hat, ist der Abnahmetermin maßge-
bend, hilfsweise – außer bei berechtigter Abnahmeverweigerung – die Meldung der Abnahmebereitschaft.  

2.4. Werden Versand bzw. die Abnahme des Liefergegenstandes aus Gründen verzögert, die der Kunde zu vertreten 
hat, so werden ihm, beginnend einen Monat nach Meldung der Versand- bzw. der Abnahmebereitschaft, die durch 
die Verzögerung entstanden Kosten berechnet.  

2.5. Ist die Nichteinhaltung der Lieferzeit auf höhere Gewalt, auf Arbeitskämpfe oder sonstige Ereignisse, die außerhalb 
des Einflussbereiches des Lieferers liegen, zurückzuführen, so verlängert sich die Lieferzeit angemessen. Der Lie-
ferer wird dem Kunden den Beginn und das Ende derartiger Umstände baldmöglichst mitteilen.  

2.6. Der Kunde kann vom Vertrag zurücktreten, wenn dem Lieferer die gesamte Leistung vor Gefahrübergang endgültig 
unmöglich wird. Dasselbe gilt bei Unvermögen des Lieferers. Der Kunde kann darüber hinaus vom Vertrag zurück-
treten, wenn bei einer Bestellung gleichartiger Gegenstände die Ausführung eines Teils der Lieferung unmöglich 
wird und er ein berechtigtes Interesse an der Ablehnung der Teillieferung hat. Ist dies nicht der Fall, so hat der Kun-
de den auf die Teillieferung entfallenden Vertragspreis zu zahlen. Im übrigen gilt Ziffer 5.2 Tritt die Unmöglichkeit 
oder das Unvermögen während des Annahmeverzuges oder durch Verschulden des Kunden ein so bleibt dieser zur 
Gegenleistung verpflichtet.  

2.7. Kommt der Lieferer in Verzug und erwächst dem Kunden hieraus ein Schaden, so ist er berechtigt eine Verzugs-
entschädigung zu verlangen. Diese beträgt für jede volle Woche der Verspätung 0,5%, im ganzen aber höchstens 
5% vom Wert desjenigen Teils der Gesamtlieferung, der infolge der Verspätung nicht rechtzeitig oder nicht ver-
tragsgemäß benutzt werden kann. Gewährt der Kunde dem in Verzug befindlichen Lieferer eine angemessene 
Nachfrist mit der ausdrücklichen Erklärung, dass er nach Ablauf dieser Frist die Annahme der Leistung ablehne, 
und wird die Nachfrist nicht eingehalten, so ist der Kunde zum Rücktritt berechtigt. Der Nachfristsetzung bedarf es 
nicht, soweit das Interesse an der Erfüllung des Vertrages für den Kunden infolge des Verzuges weggefallen ist. 
Weitere Ansprüche aus Lieferverzug bestimmen sich ausschließlich nach Ziffer 5.2 dieser Bedingungen.  

3. Gefahrübergang, Abnahme  
3.1. Die Gefahr geht auf den Kunden über, wenn der Liefergegenstand das Werk verlassen hat, und zwar auch dann, 

wenn Teillieferungen erfolgen oder der Lieferer noch andere Leistungen, z.B. die Versandkosten oder Anlieferung 
und Aufstellung übernommen hat. Soweit eine Abnahme zu erfolgen hat, ist diese für den Gefahrübergang maßge-
bend. Sie muss unverzüglich nach der Meldung des Lieferers über die Annahmebereitschaft durchgeführt werden. 
Der Kunde darf die Abnahme bei Vorliegen eines nicht wesentlichen Mangels nicht verweigern, wenn der Lieferer 
seine Pflicht zur Mängelbeseitigung ausdrücklich anerkennt.  

3.2. Verzögert sich oder unterbleibt der Versand bzw. die Abnahme infolge von Umständen, die dem Lieferer nicht 
zuzurechnen sind, geht die Gefahr vom Tage der Meldung der Versand- bzw. Abnahmebereitschaft auf den Kunden 
über. Der Lieferer verpflichtet sich jedoch, auf Kosten des Kunden die Versicherungen abzuschließen, die dieser 
verlangt.  

3.3. Teillieferungen sind zulässig.  
 

4. Gewährleistung  
Für Sach- und Rechtsmängel der Lieferung, zu denen auch des Fehlen zugesicherter Eigenschaften gehört, leistet 
der Lieferer unter Ausschluss weiterer Ansprüche vorbehaltlich Ziffer 5. Gewähr wie folgt:  

4.1. Alle diejenigen Teile sind unentgeltlich nach Wahl des Lieferers nachzubessern oder neu zu liefern, die sich 
innerhalb von 6 Monaten seit Inbetriebnahme infolge eines vor dem Gefahrübergang liegenden Umstandes als un-
brauchbar oder in ihrer Brauchbarkeit nicht unerheblich beeinträchtigt herausstellen. Die Feststellung solcher Män-
gel ist dem Lieferer unverzüglich schriftlich zu melden. Ersetzte Teile werden Eigentum des Lieferers. Verzögern 
sich der Versand, die Aufstellung oder die Inbetriebnahme ohne Verschulden des Lieferers, so endet die Gewähr-
leistung spätestens 12 Monate nach Gefahrübergang.  

4.2. Das Recht des Kunden, Ansprüche aus Mängeln geltend zu machen, verjährt in allen Fällen vom Zeitpunkt der 
rechtzeitigen Rüge an in 6 Monaten, frühestens jedoch mit Ablauf der Gewährleistungsfrist.  

4.3. Zur Vornahme aller dem Lieferer notwendig erscheinenden Nachbesserungen und Ersatzlieferungen hat der Kunde 
nach Verständigung mit dem Lieferer die erforderliche Zeit und Gelegenheit zu geben; anderenfalls ist der Lieferer 
von der Haftung für die daraus entstehenden Folgen befreit. Nur in dringenden Fällen der Gefährdung der Betriebs-
sicherheit bzw. zur Abwehr unverhältnismäßig großer Schäden, wobei der Lieferer sofort zu verständigen ist, oder 
wenn der Lieferer mit der Beseitigung des Mangels in Verzug ist, hat der Kunde das Recht, den Mangel selbst oder 
durch Dritte beseitigen zu lassen und vom Lieferer Ersatz der erforderlichen Aufwendungen zu verlangen.  

4.4. Von den durch die Nachbesserung bzw. Ersatzlieferung entstehenden Kosten trägt der Lieferer – soweit sich die 
Beanstandung als berechtigt herausstellt – die Kosten des Ersatzstückes einschließlich des Versandes im Inland 
sowie die angemessenen Kosten des Aus- und Einbaus, ferner falls dies nach der Lage des Einzelfalles billigerwei-
se verlangt werden kann, die Kosten der etwa erforderlichen Gestellung seiner Monteure und Hilfskräfte.  

4.5. Für das Ersatzstück und die Nachbesserung beträgt die Gewährleitungsfrist 3 Monate. Sie läuft mindestens bis zum 
Ablauf der ursprünglichen Gewährleistungsfrist für den Liefergegenstand. Die Frist für die Mängelhaftung an dem 
Liefergegenstand wird um die Dauer der durch die Nachbesserungsarbeiten verursachten Nutzungsunterbrechung 
verlängert.  

4.6. Keine Gewähr wird insbesondere in folgenden Fällen übernommen: Ungeeignete oder unsachgemäße Verwen-
dung, fehlerhafte Montage bzw. Inbetriebsetzung durch den Kunden oder Dritte, natürliche Abnutzung, fehlerhafte 
oder nachlässige Behandlung, nicht ordnungsgemäße Wartung, ungeeignete Betriebsmittel, mangelhafte Bauarbei-
ten, ungeeigneter Baugrund, chemische, elektrochemische oder elektrische Einflüsse – sofern sie nicht auf ein V 
erschulden des Lieferers zurückzuführen sind.  

4.7. Bessert der Kunde oder ein Dritter unsachgemäß nach, besteht keine Haftung des Lieferers für die daraus 
entstehenden Folgen. Gleiches gilt für ohne vorherige Zustimmung des Lieferers vorgenommen Änderungen des 
Liefergegenstandes.  

4.8. Der Kunde hat ein Recht zur Rückgängigmachung des Vertrages (Wandlung), wenn der Lieferer eine ihm gesetzte 
angemessene Nachfrist für die Nachbesserung oder Ersatzteillieferung bzgl. eines von ihm zu vertretenden Man-
gels durch sein Verschulden fruchtlos verstreichen lässt. Das Recht des Kunden auf Rückgängigmachung des Ver-
trages besteht auch in sonstigen Fällen des Fehlschlagens der Nachbesserung oder Ersatzteillieferung durch den 
Lieferer.  

4.9. Führt die Benutzung des Liefergegenstandes innerhalb der in Ziffer 4.1 und 4.2 genannten Fristen zur Verletzung 
von gewerblichen Schutzrechten oder Urheberrechten im Inland, wird der Lieferer dem Kunden grundsätzlich das 
Recht zum weiteren Gebrauch verschaffen oder den Liefergegenstand derart modifizieren, dass die Schutzrechtver-
letzung nicht mehr besteht. Ist dies zu wirtschaftlichen angemessenen Bedingungen nicht möglich, nimmt der Liefe-
rer den Liefergegenstand zurück und erstattet den Vertragspreis abzüglich eines den Nutzen durch den Gebrauch 
sowie den Erhaltungszustand des Liefergegenstandes berücksichtigenden Betrages. Darüber hinaus wird der Liefe-
rer den Kunde von unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Ansprüchen der Betreffenden Schutzrechtsinha-
ber freistellen.  

4.10. Diese Verpflichtungen des Lieferers sind vorbehaltlich Ziffer 5.2 für den Fall der Schutz- oder Urheberrechtsverlet-
zung abschließend. Sie bestehen nur, wenn  
- der Kunde den Lieferer unverzüglich von geltenden gemachten Schutz- oder Urheberrechtsverletzung unterrich-

tet,  
- der Kunde den Lieferer in angemessenem Umfang bei der Abwehr der geltenden gemachten Ansprüche unter-

stützt bzw. dem Lieferer die Durchführung der Modifizierungsmaßnahmen gemäß Ziffer 4.9. ermöglicht,  
- den Lieferer alle Abwehrmaßnahmen einschließlich außergerichtlicher Regelungen vorbehalten bleiben, 
- der Liefergegenstand nicht auf Anweisung des Kunden gefertigt oder abgeändert wurde und  
- die Rechtsverletzung nicht dadurch verursacht wurde, dass der Kunde den Liefergegenstand eigenmächtig ge-

ändert oder in einer nicht vertragsgemäßen Weise verwendet hat.  
 

5. Haftung  
5.1. Wenn durch Verschulden des Lieferers der Liefergegenstand vom Kunden infolge unterlassener oder fehlerhafter 

Ausführung von vor oder nach Vertragsschluss erfolgten Vorschlägen und Beratungen oder durch die Verletzung 
anderer vertraglicher Nebenverpflichtungen – insbesondere Anleitung für Bedienung und Wartung des Lieferge-
genstandes – nicht vertragsgemäß verwendet werden kann, so gelten unter Ausschluss weiterer Ansprüche des 
Kunden die Regelungen der Ziffern 4. und 5.2. entsprechend.  

5.2. Für Schäden, die nicht am Liefergegenstand selbst entstanden sind haftet der Lieferer -bei Vorsatz, -bei grober 
Fahrlässigkeit, -beim Fehlen zugesicherter Eigenschaften, wenn die Zusicherung bezweckt hat, den Kunden gegen 
die eingetretenen Schäden abzusichern, bei Mängeln des Liefergegenstandes, soweit nach Produkthaftungsgesetz 
für Personen- oder Sachschäden an privat genutzten Gegenständen gehaftet wird. Der Lieferer haftet auch für vor-
sätzliche oder grob fahrlässige Vertragsverletzungen eines gesetzlichen Vertreters oder Erfüllungsgehilfen.  
 

6. Softwarenutzung  
Soweit im Lieferumfang Software enthalten ist, wird dem Kunden ein nicht ausschließliches Recht eingeräumt, die 
gelieferte Software einschließlich ihrer Dokumentationen zu nutzen. Sie wird zur Verwendung auf dem dafür be-
stimmten Liefergegenstand überlassen. Eine Nutzung der Software auf mehr als einem System ist untersagt.  
Der Kunde darf die Software nur im gesetzlich zulässigen Umfang (§§ 69 a ff. UrhG) vervielfältigen, überarbeiten, 
übersetzen oder von dem Objektcode in den Quellcode umwandeln. Der Kunde verpflichtet sich, Herstellerangaben 
– insbesondere Copyright-Vermerke nicht zu entfernen oder ohne vorherige schriftliche Zustimmung des Lieferers 

zu verändern. Alle sonstigen Rechte an der Software und den Dokumentationen einschließlich der Kopien bleiben 
beim Lieferer bzw. beim Softwarelieferanten. Die Vergabe von Unterlizenzen ist nicht zulässig.  
 

III.Leistungs- und Reparaturbedingungen  
1. Angebots- und Entwurfsunterlagen  
1.1. Soweit die nachstehenden Bedingungen keine Regelung enthalten, gilt bei Arbeiten an Bauwerken (Bauleistungen) 

die Verdingungsordnung für Bauleistungen (VOB) Teil B.  
1.2. Zum Angebot des Werkunternehmers gehörige Unterlagen wie Abbildungen, Zeichnungen usw. sind nur annähernd 

als maß- und gewichtsgenau anzusehen, es sei denn, die Maß- und Gewichtsgenauigkeit wurde ausdrücklich bes-
tätigt. An diesen Unterlagen behält sich der Werkunternehmer Eigentums - und Urheberrecht vor. Sie dürfen ohne 
Einverständnis des Werkunternehmers Dritten nicht zugänglich gemacht oder auf sonstige Weise missbräuchlich 
verwendet werden. Wird der Auftrag nicht erteilt, so sind kundenindividuell erstellte Unterlagen unaufgefordert und 
in allen anderen Fällen nach Aufforderung unverzüglich zurückzusenden.  
 

2. Termine  
2.1. Der vereinbarte Liefer- oder Fertigstellungstermin ist nur dann verbindlich, wenn die Einhaltung nicht durch 

Umstände, die der Werkunternehmer nicht zu vertreten hat, unmöglich gemacht wird. Als solche Umstände sind 
auch Änderungen sowie Fehlen von Unterlagen (Baugenehmigung u.a.) anzusehen, die zur Auftragsdurchführung 
notwendig sind.  

2.2. Der Kunde hat in Fällen des Verzugs ( bei der Erstellung von Bauleistungen) nur dann den Anspruch aus § 8 Nr. 3 
VOB/B, wenn für Beginn und Fertigstellung eine Zeit nach dem Kalender schriftlich vereinbart war und der Kunde 
nach Ablauf dieser Zeit eine angemessene Nachfrist gesetzt und erklärt hat, dass er nach fruchtlosem Ablauf der 
Friste den Auftrag entziehen wird.  
 

3. Kosten für die nicht durchgeführten Aufträge  
3.1. Da Fehlersuchzeit Arbeitszeit ist, wird der entstandene und zu belegende Aufwand dem Kunden in Rechnung 

gestellt, wenn ein Auftrag nicht durchgeführt werden kann, weil:  
- der beanstandete Fehler unter Beachtung der Regeln der Technik nicht festgestellt werken konnte;  
- der Kunde den vereinbarten Termin schuldhaft versäumt;  
- der Auftrag während der Durchführung zurückgezogen wurde.  

 

4. Vergütung eines Kostenvoranschlages  
4.1. Wird im Auftrag des Kunden ein Kostenvoranschlag erstellt, so sind die Kosten entsprechend Zeitaufwand vom 

Kunden zu erstatten.  

5. Gewährleistung und Haftung  
5.1. Die Gewährleistung und Haftung richtet sich bei Bauleistungen ausschließlich nach § 13 VOB/B. Die Gewährleis-

tungsfrist beträgt für alle anderen Arbeitsleistungen sowie für eingebautes Material 6 Monate.  
5.2. Zur Mängelbeseitigung hat der Kunde dem Werkunternehmer die nach billigem Ermessen erforderliche Zeit und 

Gelegenheit zu gewähren. Der Kunde hat insbesondere dafür Sorge zu tragen, dass der beanstandete Gegenstand 
zur Untersuchung und Durchführung der Reparatur dem Werkunternehmer oder dessen Beauftragten zur Verfü-
gung steht. Verweigert der Kunde dies oder verzögert er dies unzumutbar, ist der Werkunternehmer von der Män-
gelhaftung befreit.  

5.3. Von jeglicher Gewährleistung ausgeschlossen sind: Fehler die durch Beschädigung, falschen Anschluss oder 
falsche Bedienung durch den Kunden verursacht werden. Schäden durch höhere Gewalt, z.B. Blitzschlag, Mängel 
durch Verschleiß bei Überbeanspruchung mechanischer oder elektromechanischer Teile durch nichtbestimmungs-
gemäßen Gebrauch oder Mängel durch Verschmutzung, Schäden durch außergewöhnliche mechanische, chemi-
sche oder atmosphärische Einflüsse.  

5.4. Der Anspruch auf Gewährleistung bei Eingriffen des Kunden oder Dritter in den Reparaturgegenstand erlischt dann, 
wenn der Kunde eine entsprechend substantiierte Behauptung des Werkunternehmers, dass der Eingriff in den Ge-
genstand den Mangel herbeigeführt habe, widerlegt.  

5.5. Offensichtliche Mängel der Leistungen des Werkunternehmers muss der Kunde unverzüglich, spätestens 7 Tage 
nach erbrachter Leistung dem Werkunternehmer in schriftlicher Form anzeigen, ansonsten ist dieser von der Män-
gelhaftung befreit.  

5.6. Der Werkunternehmer haftet für Schäden und Verluste an dem Auftragsgegenstand, soweit ihn oder seine 
Erfüllungsgehilfen ein Verschulden trifft. Im Fall der Beschädigung ist er zur lastenfreien Instandsetzung verpflichtet. 
Ist dies unmöglich oder mit unverhältnismäßig hohem Kostenaufwand verbunden, ist der Wiederbeschaffungswert 
zu ersetzen. Dasselbe gilt bei Verlust. Darüber hinausgehende Ansprüche insbesondere Schadenersatzansprüche 
des Kunden, sind ausgeschlossen, sofern nicht Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit des Werkunternehmers oder sei-
ner Erfüllungsgehilfen vorliegt.  
 

IV.Gemeinsame Bestimmungen für Leistungen, Reparaturen und Lieferungen  
1. Eigentumsvorbehalt  
1.1. Soweit gelieferte Gegenstände bzw. anlässlich von Reparaturen eingefügte Ersatzteile o. ä. nicht wesentliche 

Bestandteile einer anderen Sache werden, behält sich der Auftragnehmer das Eigentum an gelieferten bzw. einge-
bauten Gegenständen bis zum Eingang sämtlicher Zahlungen aus dem Vertrag vor. Kommt der Kunde in Zahlungs-
verzug, kommt er seinen Verpflichtungen aus dem Eigentumsvorbehalt nicht nach oder verhält er sich sonst ver-
tragswidrig, ist der Auftraggeber zur Rücknahme der gelieferten bzw. eingebauten Sache berechtigt und der Kunde 
zur Herausgabe dieser Sache verpflichtet. Der Auftraggeber kann vom Kunden den Gegenstand, an dem die Sache 
eingebaut ist, zum Zwecke des Ausbaus herausverlangen. Befindet sich die eingebaute Sache beim Kunden, so hat 
der Kunde dem Auftragnehmer die Gelegenheit zu geben, den Ausbau beim Kunden vorzunehmen. Sämtliche Kos-
ten für Zurückholung und Ausbau trägt der Kunde. Die Geltendmachung des Eigentumsvorbehalt sowie die Pfän-
dung des Liefergegenstandes durch den Auftragnehmer gelten nicht als Rücktritt vom Vertrag.  

1.2. Werden Liefergegenstände bzw. anlässlich von Reparaturen eingefügte Ersatzteile o.ä. mit einem anderen 
Gegenstand verbunden, so dass sie wesentlicher Bestandteil einer anderen Sache werden, so überträgt der Kunde, 
falls hierdurch Forderungen oder Miteigentum entstehen, seine Forderungen oder sein Miteigentumsrecht an dem 
neuen Gegenstand in Höhe der Forderung des Auftragnehmer an den Auftragnehmer. Der Auftragnehmer verpflich-
tet sich, die ihm zustehende Sicherung insoweit freizugeben, als ihr Wert die zu sichernde Forderung um mehr als 
10% übersteigt.  

1.3. Der Auftragnehmer ist berechtigt, die gelieferten bzw. eingebauten Gegenstände auf Kosten des Kunden gegen 
Diebstahl, Bruch-, Feuer-, Wasser- und sonstige Schäden zu versichern, sofern der Kunde selbst die Versicherung 
nachweislich nicht abgeschlossen hat.  

1.4. Der Kunde darf die gelieferten bzw. eingebauten Gegenstände nur im gewöhnlichen Geschäftsverkehr zu seinen 
normalen Geschäftsbedingungen und solange er nicht in Verzug ist, veräußern, vorausgesetzt, dass die Forderun-
gen aus der Weiterveräußerung auf den Auftragnehmer übergehen. Zu anderen Verfügungen über die Vorbehalts-
ware ist er nicht berechtigt. Die Forderungen aus der Weiterveräußerung der Vorbehaltsware werden bereits jetzt 
an den Auftragnehmer abgetreten. Sie dienen in demselben Umfang zur Sicherung wie die Vorbehaltsware. Wird 
die Vorbehaltsware vom Kunden zusammen mit anderen, nicht vom Auftragnehmer gelieferten Gegenständen ver-
äußert, so wird dem Auftragnehmer die Forderung aus der Weiterveräußerung im Verhältnis des Rechnungswertes 
der Vorbehaltsware zum Rechnungswert der anderen verwendeten Waren abtreten. Bei der Veräußerung von Wa-
ren, an denen ein Miteigentumsanteil des Auftragnehmers nach Ziffer 1.2 besteht, wird dem Auftragnehmer die 
Forderung aus der Weiterveräußerung seinem Miteigentumsanteil entsprechend abgetreten. Wird die Vorbehalts-
ware vom Kunden zur Erfüllung eines Werk- oder Werklieferungsvertrages verwendet, wird die Forderung in glei-
chem Umfang im voraus an den Auftragnehmer abgetreten. Der Kunde ist zur Einziehung der an den Auftragneh-
mer abgetretenen Forderungen berechtigt. Diese Einziehungsermächtigung erlischt im Falle des Widerrufs durch 
den Auftragnehmer, spätestens aber bei Zahlungseinstellung, Zahlungsverzug, Nichteinlösung eines Wechsels, 
Beantragung oder Eröffnung eines Insolvenz-, gerichtlichen oder außergerichtlichen Vergleichs- oder Gesamtvoll-
streckungsverfahrens oder bei sonstigem Vermögensverfall des Kunden. Auf Verlangen hat der Kunde dem Auf-
tragnehmer die abgetretenen Forderungen und deren Schuldner bekanntzugeben, alle zum Einzug erforderlichen 
Angaben zu machen, die dazugehörigen Unterlagen auszuhändigen und den Schuldner des Kunden die Abtretung 
anzuzeigen und sie zur Zahlung an sich aufzufordern.  

1.5. Bei einer Pfändung der gelieferten bzw. eingebauten Gegenstände oder bei einer sonstigen Beeinträchtigung durch 
Dritte ist der Kunde verpflichtet, sofort auf die Eigentumsrechte des Auftragnehmers hinzuweisen, diesem unver-
züglich schriftlich Anzeige zu machen und Abschriften der Pfändungsprotokolle zu übersenden. Der Kunde trägt alle 
Kosten, die zur Aufhebung des Zugriffs oder zum Rücktransport der Vorbehaltsware aufgewendet werden müssen, 
soweit sie nicht durch Dritte ersetzt werden.  

1.6. Bei vertragswidrigem Verhalten des Kunden, insbesondere bei Zahlungsverzug, ist der Auftragnehmer zur 
Rücknahme nach Mahnung berechtigt und der Kunde zur Herausgabe verpflichtet. Die Geltendmachung des Eigen-
tumsvorbehalts sowie die Pfändung des Liefergegenstandes durch den Auftragnehmer gelten nicht als Rücktritt 
vom Vertrag.  

1.7. Der Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens berechtigt den Auftragnehmer vom Vertrag zurückzutreten und 
die sofortige Rückgabe des gelieferten bzw. eingebauten Gegenstandes zu verlangen.  
 

2. Preis und Zahlungsbedingungen  
2.1. Die Preise sind EUR-Preise. Sie gelten nur bei ungeteilter Bestellung der angebotenen Lieferung bzw. Leistung. An 

Angebotspreise, die nicht Festpreise sind, ist der Auftragnehmer für einen Zeitraum von vier Monaten nach Ver-
tragsschluss gebunden. Wird die Lieferung bzw. Leistung später als vier Monate nach Vertragsschluss erbracht, so 
ist der Auftragnehmer bei nach Angebotsabgabe eingetretenen Lohn-/ oder Materialpreiserhöhungen berechtigt, 
Verhandlungen über eine Anpassung des Preises zu verlangen, sowie die Liefer- bzw. Leistungsverzögerung vom 
Auftraggeber zu vertreten ist.  

2.2. Die Endpreise verstehen sich ab Betriebssitz des Auftragnehmers, jedoch ausschließlich Verpackung. Verpackun-
gen werden nicht zurückgenommen. Für eine entsprechende Entsorgung hat der Kunde Sorge zu tragen.  

2.3. Festpreise haben nur dann Gültigkeit, wenn sie als solche vom Auftragnehmer schriftlich anerkannt und in 
Verbindung mit zeitlichen Absprachen über Lieferung, Montage und den Abschluss der Arbeiten vereinbart werden. 
Im Angebot nicht ausdrücklich veranschlagte Leistungen, die zur Durchführung des Auftrages notwendig sind, oder 
auf Verlangen des Auftraggebers ausgeführt werden, werden zusätzlich in Rechnung gestellt. Dies gilt insbesonde-
re für Stemm-, Verputz-, Erdarbeiten und nicht vorhergesehene Installationsarbeiten, die vom Auftraggeber ge-
wünscht werden.  

2.4. Kommt der Kunde mit seiner Zahlungsverpflichtung in Verzug, so hat dieser dem Werkunternehmer bzw. Lieferer 
den entstandenen Verzugsschaden, mindestens in Höhe des gesetzlichen Zinses, zu ersetzen.  

2.5. Alle Rechnungsbeträge sind sofort nach Rechnungserteilung in einer Summe zahlbar. Teilzahlungen bei Lieferun-
gen sind nur möglich, wenn sie vorher schriftlich vereinbart wurden.  

2.6. Preise verstehen sich zzgl. der Mehrwertsteuer in der jeweiligen gesetzlichen Höhe.  
 

3. Gerichtstand  
Für sämtliche gegenwärtigen und zukünftigen Ansprüche aus der Geschäftsverbindung mit Kaufleuten einschließ-
lich Wechsel- und Scheckforderungen ist ausschließlicher Gerichtsstand der Sitz des Auftragnehmers. Der gleiche 
Gerichtsstand gilt, wenn der Kunde keinen allgemeinen Gerichtsstand im Inland hat, nach Vertragsabschluß seinen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort zum Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt ist.  

4. Schlußbestimmung (salvatorische Klausel)  
Sollte einen einzelne Klausel der vorstehenden Liefer- bzw. Leistungs- und Reparaturbedingungen unwirksam sein, 
so bleibt der geschlossenen Vertrag im übrigen wirksam. Eine unwirksame Klausel ist durch eine wirksame zu er-
setzen, die der angestrebten Regelung am nächsten kommt.




